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GERICHTET AN 

DIE CHEFETAGEN IN

REGIERUNGEN UND IN DER WIRTSCHAFT

EIN ZEHNFACHER SPRUNG

IN ENERGIE- UND RESSOURCENEFFIZIENZ

Nationen können innerhalb einer Generation eine zehnfache Effizienzsteigerung meistern beim Einsatz von Energie, Ressourcen und anderen Materialien. Der Faktor 10 Club - eine aus dem Wuppertal Institut in Deutschland arbeitende internationale Gruppe hochrangiger Persönlichkeiten aus Regierung, Bürgervereinigungen, aus der Industrie und Wissenschaft - glaubt, dass ein solches Ziel nunmehr technisch erreichbar ist und mithilfe entsprechender institutioneller und politischer Anpassungen auch in die Reichweite von Politik und Wirtschaft gebracht werden kann. Im Laufe dieses Pro​zesses sollten eine anhaltende Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit für Betriebe, eine verbesserte Beschäftigungslage, sowie mehr und gerechter verteilter Reichtum erreicht werden.

Ein Sprung dieser Größenordnung in Energie- und Ressourcenproduktivität würde die Basis für das Zustandekommen sozialer, wirtschaftlicher und ökologi​scher Zukunftsfähigkeit stärken. Damit wäre auch die Chance egeben, die gesamten Ressourcenflüsse aus der Umwelt zu verkleinern. 

Dies alles ist jedoch keine einfache Aufgabe. Maßnahmen an vielen Fronten wären erforderlich und mutige neue Verpflich​tungen müssten von internationalen Organisationen, von Regierungen, von Industrie und Gesellschaft eingegangen werden. Allerdings würden sie hierbei von einer Reihe bereits vorhandener Trends Unterstützung erfahren.

Hierzu zählt insbesondere der Umstand, dass schon einige Veränderungen begonnen haben, während wir uns dem neuen Jahrtausend nähern. So haben im Laufe der letzten Jahrzehnte bereits wirtschaftliche und technische Entwicklungen zu einer Reduktion des Energiebedarfes pro Produktionseinheit geführt - sowie zur Verringerung der Nachfrage nach einigen Materialien. Ebenso wurde das Wachstum von seinen Auswirkungen auf die Umwelt abgekoppelt. In der Tat hat eine neue Wirtschaft eingesetzt, die effizienter ist und potentiell zukunftsfähiger. Sie ist durch Menschen gekennzeichnet, die in der Lage sind, mehr Güter, mehr Beschäftigung und mehr Einkommen zu schaffen mit weniger Energie und Ressourcen für jede geschaffene Produk​tions​ein​heit. Diese neue Wirtschaft ist das Ergebnis einer komplexen Kombination von Faktoren, die durch neue Technologien und Veränderungen der historischen Beziehungen zwischen Kapital, Arbeit, und Ressourcen - vor allem Energie - bestimmt wird. Besonders deutlich wird dies in Marktwirtschaften, die für Veränderungen offen sind. Diese neue Wirtschaft wird von der Weltindustrie angeführt und verändert sie gleichzeitig

Diese Entwicklung wird noch dadurch verstärkt, dass sich die Nachfragestruktur unaufhörlich in Richtung Dienstleistungen bewegt. In Industrieländern ist der Produktions​anteil der Gestehungskosten bereits auf 20 bis 25 % abgesunken. Auch hier wird der Trend von fortschrittlichen Firmen angeführt.

Diese Trends sind in einigen Ländern stärker ausgeprägt als in anderen. Bedauerlich ist, dass ihre Folgen noch immer nicht allgemein verstanden werden. Ungeachtet aller Tatsachen gehen z.B. die meisten Regierungen, Vereinigungen und Wähler weiterhin davon aus, dass eine Wirtschaft dann gesund ist, wenn Energie-, Material- und Ressoucenverbrauch ansteigen, um mehr Güter, Arbeitsplätze und Einkommen zu schaffen. Diese Annahme ist ein Überbleibsel der Massenwirtschaft einer zuendegehnden Epoche, in der Wachstum gekennzeichnet war durch stete Expansion der Energiebereitstellung, der Ausbeutung von Ressourcen und der Umweltzerstörung. Obwohl diese Annahmen inzwischen längst der Vergangenheit angehören, dominieren sie nach wie vor die Finanz-, Energie-, Land- und Forstwirtschaftspolitik sowie weitere Bereiche. Dies hat eine Verlangsamung, teilweise sogar eine Verhinderung der Entwicklung hin zu einer neuen, effizienten und zukunftsfähigen Wirtschaft zur Folge. 

Diese irrigen Annahmen dominieren aber auch die Umweltpolitik, die sich unverändert auf die Ausgangsseite der Wirtschaft konzentriert anstatt auf das gesamte System. Eher werden end-of-pipe-Lösungen und Ressourcen-verarbeitung oder -recycling gefördert, als dass über Produktivitätssteigerungen nachgedacht wird. Dies führt zu einer ständigen Zunahme der Umweltschutzkosten. 

Umweltschäden entstehen nicht nur durch Umweltverschmutzung, sondern auch durch die Prozesse beim Abbau von Ressourcen. Tatsächlich überwiegt sogar die Bedeutung der Ressourcen-entnahme und -bewegung, da alle von der Wirtschaft benötigten Materialien früher oder später zu Emissionen oder Abfällen werden. Die Senkung von Umweltschutzausgaben erfordert deshalb sowohl eine Reduzierung der Emissionen, als auch der Ausbeutung natürlicher Ressourcen.

Die Industrie hat sich seit langem gewünscht, den zunehmenden Belastungen durch end-of-pipe-Umweltschutz zu entgehen und gewisse fortschrittliche Unternehmen waren dabei auch erfolgreich. Durch den Druck steigender Energie-, Material- und Kapitalkosten während der 70er und 80er Jahre wurden leichtere, dauerhaftere und weniger material- und energieintensive Produkte eingeführt. Ferner wurden Produktionsprozesse so umgestaltet, dass weniger Kapital erforderlich war und Nebenprodukte im Produktionsprozess profitabel wieder- oder weitergenutzt werden konnten. Durch systemweite Investitionen in Energie- und Ressourceneinsparung sowie Verbesserungen der Umwelteffizienz konnte gezeigt werden, dass sich öko-intelligentes Design von Gütern und Dienstleistungen auszahlt und zu neuer Beschäftigung, neuen Märkten und zu neuen Profitbereichen führt. 

Untersuchungen zeigen, dass ökologische Vorteile dieser "Dematerialisierung" der Wirtschaft bei der "Wiege" des Produktionszyklus ihren Anfang nehmen. Dies wirkt sich in geringeren Abbaumengen und -abfällen, einer Reduzierung von Wasserverbrauch und -belastung, sowie einem Rückgang von Emissionen, Entwaldung und Erosion aus.

Leider blockieren sowohl hergebrachte und heute noch immer dominierende Umwelt-, Fiskal- und Ressourcenpolitiken weiterhin die Entwicklung zu dieser neuen Energie- und Ressourceneffizienz und somit zur dematerialisierten Wirtschaft. Dies muss sich ändern!

Ein steigendes Konsumniveau der Reichen und eine Verdopplung der Weltbevölkerung in den nächsten 40-50 Jahren erfordern eine Steigerung der Nahrungsproduktion um den Faktor 4, eine Erhöhung des Energiebedarfs um den Faktor 6 und eine Steigerung des Einkommens um den Faktor 8 oder mehr. Wenn dies erreicht werden soll, ohne unseren Planeten über kritische Werte - die wir gerade erst langsam zu verstehen beginnen - hinaus zu belasten, müssen die Regierungen eine Politik unterstützen, die Industrie und Gesellschaft anhält, immer größere Fortschritte in der Energie- und Ressourcenproduktivität und der Dematerialisierung zu erreichen. Ferner muss sichergestellt sein, dass diese Fortschritte nicht durch "Bumerangeffekte" vernichtet werden. Die Erfahrung hat nämlich gezeigt, dass mit stabilen oder fallenden Preisen Effizienzerfolge leicht durch höhere Konsumniveaus wettgemacht werden. 

Die Nachhaltigkeit - die Zukunftsfähigkeit - erweist sich als Schlüsselkomponente jedes Paradigmawechsels auf dem Weg ins nächste Jahrtausend. Zukunftsfähigkeit erfordert eine neue Wertschätzung der Natur und eine neue Inwertsetzung der Inputmengen für wirtschaftliche Entwicklungen - insbesondere für Energie, Rohstoffe, Chemikalien und andere materielle Inputs. Sie erfordert, dass Umwelt und Entwicklung wechselseitig unterstützernd gestaltet werden und zwar bereits an der Eingangseite der Wirtschaftszyklen, also eben nicht erst am Schwanzende, wenn Gesellschaft und Wirtschaft bereits die Schadkosten für eine nicht-zukunftsfähige Entwicklung verursacht haben.

Das Ziel kuzfristig wachsenden Wohlstandes wurde schon zu oft verfolgt, ohne die langfristigen Konsequenzen für Umwelt und Wirtschaft zu beachten. Dadurch, dass 20 Prozent der Bevölkerung 80 Prozent der weltweiten Ressourcen verbrauchen, wurden die Unterschiede zwischen Arm und Reich sowohl innerhalb einzelner Länder als auch zwischen den Nationen verstärkt. Dieses Gefälle hat auch die Schwierigkeiten vervielfacht, die einem kooperativen Risikomanagement für unsere gemeinsame Zukunft entgegenstehen. Zukunftsfähigkeit erfordert eine sorgfältige Balance zwischen lang- und kurzfristigen Zielen und eine Betonung auf Effizienz, Gleichheit und Lebensqualität. 

Wird dieser Weg eingeschlagen, so können wir uns auch weiterhin eines hohen Lebensstandards erfreuen und diesen auch der sich entwickelnden Welt eröffnen. Wir können eine Wirtschaft schaffen, die sehr viel schonender mit der Ökosphäre umgeht. Und wir können eine Erde erhalten, auf der zu leben sich lohnt. 

Zur Erreichung diese Zieles

rufen wir Regierungen, die Industrie, sowie internationale und Nichtregierungsorganisationen auf, den Faktor zehn als strategisches Ziel für die Steigerung der Energie- und Ressourcenproduktivität zu übernehmen.

Einige Regierungen sowie internationale und Wirtschaftskörperschaften haben bereits damit begonnen, sich in diese Richtung zu bewegen. Österreich und die Niederlande z.B. haben dieses strategische Ziel 1995 übernommen. In Deutschland wurde eine Enquête-Kommission des Bundestags über Stoffströme eingesetzt, um die Basis für weitere politische Maßnahmen zu schaffen. Der ”Business Council for Sustainable Development” und das ”United Nations Environment Program - Industrie und Umweltbüro” setzten sich 1995 gemeinsam für eine Erhöhung der Ökoeffizienz um den Faktor 20 ein. Das Umweltministerium in Wien bereitet zusammen mit dem jüngst gegründeten Faktor 10 Institut eine landesweite Informationskampagne vor, um kleine und mittelständische Betriebe beim Design öko-intelligenter Produkte zu unterstützen. Die kanadische Regierung hat einen Kommissar für Umwelt und Sustainable Development ernannt, der die Regierungspolitik und -programme daraufhin überprüft und dem Parlament jährlich Bericht erstattet. Die OECD überprüft, ob der Faktor 10 eine mögliche Stoßrichtung sein kann. Der Rat für Sustainable Development des Präsidenten der Vereinigten Staaten hat Interesse am Faktor 10 und an Ökoeffizienz bekundet. 

Wir rufen die Regierungen weiterhin auf, Maßnahmen zu modifizieren, die derzeit noch Fortschritte in Richtung Zukunftsfähigkeit behindern und Anstrengungen der Industrie und von Einrichtungen der Wissenschaft und Technik in diese Richtung zu erleichtern, anstatt sie zu erschweren. Und wir rufen Industrie und Nichtregierungsorganisationen auf, diese Veränderungen politisch zu unterstützen.

Mit Hilfe vorwiegend durch Marktkräfte vorangetriebener Technik wurde bereits eine graduelle Reduktion der Energie- und Materialintensität des Wachstums erreicht. Aber unsere öffentlichen und privaten Institutionen bleiben weit hinter den Möglichkeiten zurück. Eine Vielzahl wesentlicher Änderungen ist erforderlich. 

Am wichtigsten hierbei ist, die Signale und Anreize, die Menschen und Gewerbe vom Markt erhalten, mit den ökonomischen und ökologischen Tatsachen in Einklang zu bringen. In der Marktwirtschaft ist das wichtigste und vorherrschende Signal der Preis.

Heutzutage sind die meisten Energie- und Rohstoffpreise verzerrt - teilweise sogar stark verzerrt - durch Interventionen der Regierungen in die Märkte. Steuern und fiskalische Anreize, Preisbindungs- und Marktpolitik, Wechselkurse und Handelsbeschränkungen beeinflussen ausnahmslos die Energie- und Ressourcenintensität des Wachstums und das Ausmaß, in dem das Wachstum ökologische Kapitalreserven steigert oder senkt. Dasselbe gilt für einige sektorale Bereiche der Politik. Energiesubventionen führen in der Regel dazu, dass fossile Brennstoffe und Kernenergie gefördert, und Effizienz, Biomasse und erneuerbare Energien benachteiligt werden. Steuerliche Erleichterungen für Rodung, Ansiedlung und Bewirtschaftung beschleunigen Entwaldung, Artensterben und Boden- sowie Wasserverschmutzung. Die Subvention von Pestiziden führt zu deren exzessivem Gebrauch und beeinträchtigt damit die menschliche Gesundheit, fördert die Gewässerverschmutzung und erhöht die Anzahl pestizidresistenter Arten. Subventionen für die Erschließung und Benutzung von Wasserressourcen können zu Übernutzung durch Bewässerungsmassnahmen sowie in Industrie und Städten führen.

Diese Subventionen sind eine riesige Last für die öffentlichen Haushalte. Einige neuere Studien beziffern sie mit Größenordnungen von einer Billion Dollar jährlich. Dies ist etwa soviel, wie die Regierungen auf dem Höhepunkt des kalten Krieges für die Rüstung ausgegeben haben. Diese Subventionen lenken die Umwelt- und Ressourcenintensität des Wachstums in die falsche Richtung. Sie ermutigen in aktiver - wenn auch unbeabsichtigter - Weise solche öffentlichen und privaten Entscheidungen, die zu nicht-nachhaltigem Entwicklungen führen. Sie sind - oftmals gleichzeitig - ökonomisch verkehrt, handelsverzerrend und ökologisch destruktiv. 

Die Reform dieser perversen Anreize wird eine Verkleinerung der wesentlichen Ursache für Preisverzerrungen bedeuten, Preisverzerrungen, die sich gleichzeitig sowohl gegen Umwelt wie auch gegen die Wirtschaft richten. Aber auch eine derartige Reform würde an der grundsätzlichen Schieflage nichts ändern. Um diese zu erreichen, müßten Regierungen wirksame Massnahmen zur Internalisierung der Umweltkosten von Produkten, Prozessen und Dienstleistungen ergreifen. 

Einige Experten haben vorgeschlagen, Regierungen sollten schrittweise die Art und Weise verändern, wie Regierungen ihre Aufgaben finanzieren. Wir besteueren heute offenbar die falschen Dinge. Wir sollten steuerliche Belastungen von Einkommen, Ersparnissen und von solchen Investitionen, die Arbeitsplätze schaffen, schrittweise reduzieren und sie dafür entsprechend auf Energie, Ressourcenausbeutung und -nutzung, Verschmutzung und Produkte mit negativer ökologischer Auswirkung umschichten. Der Wechsel könnte langsam, einkommensneutral und so gestaltet werden, dass keine zusätzlichen Belastungen der ärmeren Teile der Bevölkerung entstehen. Dies könnte ökologisch positive Auswirkungen auf Konsummuster sowie auf die Kostenstruktur der Industrie haben, ohne die Steuerlast insgesamt zu erhöhen. 

Regierungen könnten mittels dieser Reformen Marktkräfte freisetzen zur Unterstützung einer zügigen Einführung der neuen energie- und ressorceneffizenten Wirtschaft. Dadurch würde auch der Erlaß- und  Kontrollaufwand des end-of-pipe Umweltschutzes reduziert. Hinzu kommt zudem noch, dass die öffentlichen Haushalte erheblich entlastet würden. 

In Zusammenarbeit mit der Industrie sollten Regierungen beim Erschließen neuer Märkte kreativer vorgehen. Durch tauschbare Gutschriften und andere Systeme könnte der Markt genutzt werden, um Kohlendioxid- oder andere Treibhausgasemissionen in die Atmosphäre zu reduzieren und um andere ökologisch Ziele der Politik zu erreichen. 

Wir rufen Regierungen weiterhin auf, neue Masse und Indikatoren für die Wohlstandsmessung und eine zukunftsfähige Entwicklung voranzutreiben und anzuwenden. Und wieder rufen wir Industrie und Nichtregierungsorganisationen auf, diese Veränderungen politisch zu unterstützen.
Obwohl das Prinzip der zukunftsfähigen Entwicklung bereits weithin akzeptiert worden ist, so wurde doch der Fortschritt in diese Richtung bislang durch die Abwesenheit operationaler Definitionen behindert - und ganz besonders trifft dies für den Kern des Konzepts der Ressourcennutzung zu. Wir sind überzeugt, dass dringender Bedarf nach robusten und richtungssicheren Indikatoren besteht, um die notwendigen Fortschritte zu stimulieren. Existierende Umweltindikatoren lenken die Aufmerksamkeit vorwiegend auf die Ausgangsseite der Entwicklungszyklen, auf die ökologischen Auswirkungen nicht zukunftsfähigen Handelns, sowie auf additive Politiken und Techniken mit dem Ziel, bestimmte Wirkungen zu reduzieren. Hingegen sollten Indikatoren für zukunftsfähige Entwicklungen das Interesse auf die Eingangsseite der Entwicklungszyklen lenken, auf Energie-, Ressourcen- und Chemikalien- wie auch anderer -inputs, und auf politische Massnahmen, diese zu beeinflussen. Die internationale Übereinkunft für solche Indikatoren ist notwendig.
Internationale Übereinstimmung ist auch geboten für einige einfache Messungen zur Erfassung der ökologischen Intensität von Stoffströmen. Zwei dieser Masse wurden am Wuppertal Institut entwickelt: Der Material Input pro Einheit Servic (oder MIPS) und die Kosten pro Einheit Service (Costs Per unit Service - COPS).
Wir rufen Industrieführer auf, diese Veränderungen politisch zu unterstützen und entsprechende Veränderungen in Ihren eigenen Unternehmen zu fördern. 
Unternehmen haben ein natürliches Interesse an einer stabilen Wirtschaft, an stabilen politischen Bedingungen und an vorhersehbaren Märkten. Im Kontext zukunftsfähiger Entwicklung, stellt die Umwelt nicht nur einen Kostenfaktor, sondern vielmehr ein Potential für wettbewerbliche Vorteile dar. Das Unternehmen, welches sich dieses Konzept zu eigen macht, kann schnell Vorteile realisieren - effizientere Prozesse, Produktivitätssteigerungen, geringere Kosten und neue strategische Marktoptionen. 

Dies erfordert die Verpflichtung seitens der Unternehmensführung auf oberster Ebene. Die Chefetagen der Unternehmen - angefangen mit dem Vorstandsvorsitzenden - müssen die Zukunftsfähigkeit als fundamentale Bewertungsgrundlage für alle Entwicklungen akzeptieren und als Schlüsselprinzip für Betriebsplanungen und für die Entscheidungsfindung für Investitionen, für Produkte, für Verfahren und das Marketing.

Wirtschaftsführer sollten darüberhinaus komplementäre Veränderungen in ihren Geschäftsberichten zur Integration des Konzepts der zukunftsfähigen Entwicklung einführen. Dies würde auch die Einführung neuer Masszahlen bedeuten, um dem Management, den Investoren und Aktionären sowie anderen Beteiligten erkennbar zu machen, ob das Unternehmen den Energiedurchsatz, seinen Naturverbrauch, die Menge gefährlicher Chemikalien und andere Materialinputs pro Einheit Output erhöht oder senkt, ob das Unternehmen Abfall und Emissionen vergrössert oder verkleinert, und schliesslich, ob der gesamte Verbrauch an Naturkapital ansteigt oder sinkt. 

Wir wollen hier nicht den Eindruck erwecken, dass alle Antworten schon bekannt sind. Es gibt Probleme, denen man sich stellen muss. Die Grenzen des internationalen Wettbewerbs sind ein Beispiel. Die Rolle der Industrie in Hinblick auf soziale und politische Themen ein weiteres. Sollten wir möglicherweise das Konzept langfristiger sozialer Bindungen für Industriebetriebe wiederbeleben? Welche neuen internationalen Vereinbarungen und Organisationsstrukturen sind erforderlich, um gleiche Entwicklungsbedingungen für alle zu schaffen?

Trotz dieser Unsicherheiten sind wir davon überzeugt, dass mittelfristig sowohl der soziale Friede unserer Gesellschaft als auch die Stabilität des globalen Ökosystems stark gefährdet sind, wenn der Prozess der Dematerialiserung nicht jetzt beginnt. Der rechtzeitige Anfang notwendiger Reformen heisst, bedächtigen evolutionären Veränderungen den Vorzug zu geben vor den Unwägbarkeiten revolutionärer Umbrüche. 

97 Statement F 10 C

6

